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Anlage 16 zur GRDrs 859/2013
Wegfall von Vermerken
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.
oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	bisheriger
Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.03.042
32235231
	Amt für öffentliche Ordnung
Veterinärwesen
	A14
	Tierarzt/Tierärztin
	0,5
	KW 01/2014
	--

	320.02.03.301

32235232
	Amt für öffentliche Ordnung 

Lebensmittel-überwachung
	A 8
	Lebensmittelkontrolleur/-in
	0,5
	KW

01/2014
	--


Begründung:
Im Zuge des Verwaltungsstrukturreformgesetzes vom 01.01.2005 wurden die unteren Verwaltungsbehörden u. a. im Bereich der Lebensmittelüberwachung mit neuen Pflichtaufgaben nach Weisung beauftragt. Durch das zum 01.01.2006 vollständig in Kraft getretene EU-Hygienepaket sowie durch nationale Hygienevorschriften (Allgemeine Verwaltungsvorschrift Rahmen-Überwachung) wurden diese Aufgaben erheblich erweitert.
Der Bedarf der Stellen zur Aufgabenerledigung in den neuen Bereichen Rückverfolgbarkeit, Qualitätsmanagementsystem und Risikoanalyse wurde bereits zum Stellenplan 2006/2007 anerkannt und führte zur Schaffung von insgesamt 3,25 Stellen.
Die Freigabe zur Besetzung der Stellen wurde jedoch mit dem Vorbehalt der Kostenübernahme durch das Land versehen (GRDrs 1366/2005).

Auch folgende Stellen wurden damals geschaffen:

Stelle 320.02.03.042:
Das Land hat erkannt, dass erhebliche Defizite bei den dauerhaft zu erledigenden Aufgaben im Veterinärbereich und im Bereich der Lebensmittelüberwachung bestehen. In der Folge hat es eine unbefristete Finanzierung der halben Stelle für einen Tierarzt/eine Tierärztin ab 01.01.2014 bewilligt. Es wird daher der Wegfall des KW-Vermerks sowie der Wegfall des Vermerks „darf nur bei Kostenersatz durch das Land besetzt werden“ beantragt.
Stelle 320.02.03.301:
Die Finanzierungszusage ab 2014 liegt vor. Für die bereits im Stellenplan 2006/2007 geschaffene Stelle wird der Wegfall des KW-Vermerks sowie der Wegfall des Vermerks „darf nur bei Kostenersatz durch das Land besetzt werden“ beantragt.
Das Land legt besonderen Wert darauf, dass die zugebilligten Gelder zweckbestimmt zur Stellenbesetzung verwendet werden. Bei einer nicht zweckgebundenen Verwendung ist zu befürchten, dass die Landeshauptstadt Stuttgart bei weiteren Finanzzuweisungen nicht mehr berücksichtigt wird.
